
Beurteilung der Luftqualität gemäß europäischer Luft-
qualitätsgesetzgebung 

Im Mittelpunkt der Luftgesetzgebung steht der Schutz der menschlichen Ge-

sundheit und der Umwelt. 

Spätestens seit Mitte der 1990er Jahre wird die Luftqualitätsgesetzgebung durch Vereinba-

rungen auf europäischer Ebene dominiert. Der grundlegende Gedanke, an dem sich auch 

die Gesetzgebung orientiert, wurde im sechsten Umweltaktionsprogramm der EU (2002-

2012) verankert und findet sich mit gleichem Wortlaut auch im darauffolgenden, siebten 

Umweltaktionsprogramm (Laufzeit bis 2020) wieder. Er lautet,  

„Die Union hat zugesagt, ein Luftqualitätsniveau zu erreichen, das nicht zu signifikanten ne-

gativen Auswirkungen auf und Risiken für die menschliche Gesundheit und die Umwelt führt“ 

Alle Mitgliedstaaten haben dies mitgetragen und haben sich entsprechend verpflichtet. 

Oberstes Anliegen der Luftqualitätsgesetzgebung ist der Schutz der menschlichen Gesund-

heit und der Umwelt allgemein. Dies sollte bei allen Diskussionen um Randbedingungen bei 

der Beurteilung und um notwendige Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität immer im 

Fokus stehen. 

Die derzeit gültige Richtlinie über Luftqualität und saubere Luft in Europa (2008/50/EU) ist als 

Überarbeitung aus den Luftqualitätsrichtlinien der Jahre 1996 bis 2002 entstanden. Sie ver-

langt eine Beurteilung der Luftqualität im gesamten Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats bzw. in 

den darin festgelegten Ballungsräumen und Gebieten. Bewusst ist dabei von Beurteilung die 

Rede und nicht alleine von Messung. Zwar gilt eine qualitativ hochwertige Messung mit zeit-

licher Abdeckung über das Kalenderjahr an einem festen Punkt – eine „ortsfeste Messung“ -

als sicherste Methode. Um dem Anspruch einer Beurteilung quasi überall nachkommen zu 

können, sind jedoch auch andere Methoden notwendig, wie beispielsweise die Modellrech-

nung oder der Einsatz von orientierenden Messungen. Diese dienen einer Erweiterung des 

Bildes über einzelne Punkte hinaus. Sie können mindestens Hinweise auf mögliche andere 

Belastungsschwerpunkte liefern, die dann gegebenenfalls mit besseren Methoden – wie orts-

festen Messungen - untersucht werden können.  

Probenahmestellen 

Die Luftmessstellen in den Ländern basieren auf dem Regelwerk der Luftqualitätsge-

setzgebung und orientieren sich an deren Ziel. 

Da aufgrund der sehr unterschiedlichen lokalen Faktoren nicht immer der ideale Standort 

realisierbar ist, lassen die Anlagen 3 B und C der 39. BImSchV den Messnetzbetreibern 

Spielräume bei der Standortwahl von Luftmessstellen. Diese Spielräume sind dazu gedacht, 

Bereiche höchster Belastung zu berücksichtigen, nicht sie auszunehmen.  

Eine erste Überprüfung des TÜV Rheinland hat für das Luftmessnetz NRW eine Überein-

stimmung der Messstellen mit den gesetzlichen Vorgaben (39. BImSchV Anlage 3 Buchsta-

be C) ergeben. Die geplante Überprüfung der Messstellenstandorte durch das Bundesum-

weltministerium begrüßen wir als objektivierenden Schritt. 

Die zu messenden Luftschadstoffkonzentrationen sind zeitlich und räumlich starken 

Schwankungen unterworfen. Sie werden von variierenden Emissionsparametern, aber auch 



von meteorologischen Bedingungen und lokalen Strömungsverhältnissen beeinflusst. Um 

den Messaufwand vernünftig einzuschränken, hat der Gesetzgeber Mindestanforderungen in 

Bezug auf die in einem festgelegten Gebiet zu betreibende Zahl von Probenahmestellen be-

stimmt. Diese Mindestanforderung hindert selbstverständlich nicht daran, zusätzliche Probe-

nahmestellen einzurichten. Dies verbessert natürlich die Informationen, um dem Ziel einer 

möglichst flächendeckenden Beurteilung zumindest näher zu kommen. Zusätzliche Mess-

punkte sind daher im Sinne des Immissions- und Gesundheitsschutzes nie von Nachteil. 

Definierte Grenz- und Zielwerte gelten prinzipiell an allen Orten, mit Ausnahme  

 von Bereichen, zu denen die Öffentlichkeit keinen Zugang hat und in denen es keine 
festen Wohnunterkünfte gibt, 

 auf dem Gelände von Arbeitsstätten, für die alle relevanten Bestimmungen über Ge-
sundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz gelten sowie 

 auf den Fahrstreifen der Straße und auf dem Mittelstreifen der Straßen (sofern Fuß-
gänger für gewöhnlich dorthin keinen Zugang haben). 

(2008/50/EU oder 39. BImSchV, jeweils Anlage 3 A) 

Ein wichtiges Ziel der europäischen Luftqualitätsgesetzgebung ist eine weitgehende Harmo-

nisierung der Beurteilung der Luftqualität. Dazu zählen auch Rahmenbedingungen für die 

Auswahl der Probenahmestellen, an denen ein Einhalten der Grenzwerte überprüft werden 

soll. Zu berücksichtigen ist dabei jedoch das übergeordnete Ziel des Gesundheitsschutzes 

der Menschen. Die Richtlinie erwartet eine punktbezogene Beurteilung. Der Ort von Probe-

nahmestellen soll in Bereichen liegen, in denen die höchsten Werte auftreten mit dem zu-

sätzlichen Hinweis, dass dort auch von einer signifikanten Exposition der Bevölkerung aus-

gegangen werden kann (39. BImSchV, Anlage 3 B. a)). Das Ergebnis an diesem Punkt ent-

scheidet zunächst einmal darüber, ob der betreffende Ballungsraum bzw. das betreffende 

Gebiet mit „Grenzwert überschritten“ zu beurteilen ist.  

Darüber hinaus soll ein solcher Ort nach den Kriterien für die „großräumige Ortsbestimmung 

der Probenahmestellen“ (Anlage 3 der 39. BImSchV) im Allgemeinen auch so gewählt wer-

den, dass die Messung von Umweltzuständen, die einen sehr kleinen Raum in ihrer unmit-

telbaren Nähe betreffen, vermieden wird. In Bezug auf den Straßenverkehr soll die Probe-

nahmestelle daher so gewählt werden, dass die Luftproben - soweit möglich - für die Luft-

qualität eines Straßenabschnitts von nicht weniger als 100 Metern repräsentativ sein sollen. 

Die Formulierung bezüglich der Repräsentativität mit der Einschränkung „soweit möglich“ 

berücksichtigt auch, dass in der Realität exakt gleiche Konzentrationen über einen langen 

Streckenabschnitt in der Regel kaum zu erwarten sind. Daher ermöglicht sie es auch bei 

Abweichungen, eine real existierende und dokumentierte lokale Belastungssituation zu be-

rücksichtigen, um nicht dem übergeordneten Ziel des Gesundheitsschutzes zu widerspre-

chen. 

Ähnlich verhält es sich mit den Anforderungen zur kleinräumigen Ortsbestimmung der Pro-

benahmestellen. Auch diese lassen einen gewissen Ermessensspielraum erkennen. Probe-

nahmestellen zu finden und einzurichten, die in allen Punkten 100-prozentig den Anforde-

rungen entsprechen, ist in der Praxis sehr schwierig und nicht immer möglich. Den verant-

wortlichen Messnetzbetreibern wird deswegen ein Ermessensspielraum eingeräumt. Dieser 

Ermessensspielraum gründet auf deren Sachverstand und Erfahrung und versucht, die un-

terschiedlichen Aspekte bei der Auswahl von Messstellen, wie Schutz der menschlichen Ge-

sundheit, formale Standortkriterien, reale einschränkende Randbedingungen für die Einrich-

tung vor Ort so gut wie möglich zu vereinbaren. Diese scheinbaren Abstriche am idealen 



Standort stellen nicht die Brauchbarkeit der ausgewählten Messstellen für eine Beurteilung 

der Luftqualität per se in Frage. Auch bei vollständiger Einhaltung der Standortkriterien kann 

die räumliche Variabilität von verkehrsnahen Konzentrationen in der Außenluft erheblich 

sein, z. B. auf gegenüberliegenden Straßenseiten. Dies kann durch ein unterschiedliches 

Verkehrs- und Emissionsaufkommen bedingt sein oder aber auch durch besondere Strö-

mungsverhältnisse.  

In ausgewählten Fällen können darüber hinaus Luftmessstationen beibehalten werden, die 

bereits lange vor Verabschiedung der europäischen Luftqualitätsgesetzgebung eingerichtet 

wurden, um die Kontinuität der Messreihe an diesem Ort nicht aufzugeben. Dies ist jedoch in 

jedem Einzelfall zu begründen.  

Die internen Qualitätssicherungssysteme und die Dokumentationsanforderungen für Mess-

stellen gewährleisten eine Übereinstimmung der Luftmessnetze mit den gesetzlichen Anfor-

derungen. Eine erste externe Überprüfung der Luftmessestationen in Nordrhein-Westfalen 

durch den TÜV Rheinland hat ergeben, dass für 132 der aktuell 133 Stickstoffdioxid-

Messstellen des Landesmessnetzes NRW die Konformität mit den Anforderungen der 39. 

BImSchV Anlage 3 Buchstabe C gegeben ist. Für die eine ausgenommene Messstelle, für 

die die Abweichung von den Kriterien aufgrund einer Baumaßnahme dokumentiert war, ist 

für das Jahr 2019 bereits ein neuer geeigneter Standort gefunden worden. 

https://www.lanuv.nrw.de/umwelt/luft/messstellenueberpruefung 

Messverfahren 

Die Messungen der Luftschadstoffe sind umfangreich qualitätsgesichert. 

Im Bestreben einer europaweiten Harmonisierung hat der Gesetzgeber auch Referenzmess-

verfahren für die regulierten Schadstoffe festgelegt. Diese sind inzwischen durch die europä-

ische Normungsinstitution (CEN) in entsprechenden Normen beschrieben. Die Betreiber der 

Messnetze verfügen in der Regel über akkreditierte Qualitätssicherungssysteme nach DIN 

EN ISO/IEC 17025:2018 oder arbeiten in Anlehnung daran.  

Der Gesetzgeber erlaubt jedoch durchaus die Verwendung eines anderen Messverfahrens, 

sofern nachgewiesen wird, dass dieses Verfahren gleichwertige Ergebnisse im Vergleich 

zum Referenzmessverfahren liefert. Dies ist insbesondere für die Messung von Partikeln (z. 

B. PM10, PM2,5) von großer Bedeutung, weil dort seit vielen Jahren und Jahrzehnten über-

wiegend Messverfahren eingesetzt werden, die nicht der gravimetrischen Referenzmessme-

thode entsprechen. Nur automatische Messsysteme ermöglichen die kurzfristige Veröffentli-

chung von Messergebnissen, z.B. zur Information der Öffentlichkeit. Um die Gleichwertigkeit 

dieser Feinstaubmonitore zu überprüfen, werden deshalb regelmäßig Vergleichsmessungen 

durchgeführt. Aber auch bei anderen Komponenten, wie z. B. NO2, sind Betrachtungen zur 

Gleichwertigkeit anzustellen, wenn ein anderes als das Referenzverfahren angewendet wird. 

Aufgrund der Problematik der vielfachen Überschreitung des Jahresgrenzwerts für NO2, ha-

ben die Wünsche und Forderungen der Kommunen nach zusätzlichen NO2-Messstellen 

über die Jahre hinweg zugenommen. Diese gewachsenen Anforderungen, sind nachvoll-

ziehbar und häufig gerechtfertigt, jedoch mit der Einrichtung von immer mehr Luftmessstati-

onen unter Verwendung von Referenzmessverfahren nicht zu erfüllen. 

Messung mit NO2-Passivsammlern 

https://www.lanuv.nrw.de/umwelt/luft/messstellenueberpruefung


Passivsammler sind flexibel einsetzbar und liefern verlässliche Jahresmittelwerte der 

NO2- Konzentration. 

In diesem Zusammenhang bietet sich der Einsatz von NO2-Passivsammlern an. Dabei wird 

eine Luftprobe dadurch genommen, dass die Gasmoleküle aufgrund ihrer Eigenbewegung in 

Richtung eines geeigneten Absorptionsmediums wandern - diffundieren - und dort gesam-

melt werden. Da hierfür die Luft nicht aktiv mit einer Pumpe durch das Absorptionsmedium 

gefördert wird, wird von einer passiven Probenahme gesprochen. Nach einer ausreichend 

langen Probenahmezeit (je nach Sammlertyp in der Regel bis zu 4 Wochen) wird die Probe 

im Labor analysiert. Nach dem zugrundeliegenden Messprinzip kann daraus auf die mittlere 

NO2- Konzentration über den Probenahmezeitraum geschlossen werden. Das Probenahme- 

und Messprinzip der Passivsammler bietet den Vorteil, dass die räumlichen und organisato-

rischen Anforderungen an die Probenahmestelle gegenüber einer Luftmessstation sehr viel 

geringer sind, da keine Stellfläche und kein Stromanschluss benötigt wird. Dies ist insbeson-

dere für verkehrsnahe Messungen ein großer Vorteil, da dort die räumlichen Einschränkun-

gen häufig sogar ein Ausschlusskriterium für die Aufstellung einer Luftmessstation darstellen. 

Die Ausbringung eines Passivsammlers verlangt lediglich ein kleines Wetterschutzgehäuse, 

welches zum Beispiel problemlos an einem Laternenpfahl oder an einem Straßenschild be-

festigt werden kann. Die vergleichbar einfache Probenahme eröffnet auch eine bessere Un-

tersuchungsmöglichkeit der räumlichen Variabilität der NO2-Konzentration. Nachteile eines 

Passivsammlers sind, dass damit keine zeitlich hochauflösende Messung (z. B. Stundenmit-

telwerte) und damit auch keine Überwachung des Kurzzeitgrenzwertes möglich ist, und dass 

Ergebnisse erst mit größerer zeitlicher Verzögerung vorliegen - bedingt durch die notwendige 

Analyse im Labor. 

Gleichwertigkeit der Messverfahren 

Passivsammler erfüllen die in der Luftqualitätsrichtlinie geforderte Gleichwertigkeit 

zum Referenzverfahren bei der Messung von NO2-Jahresmittelwerten. 

Wesentlich für die Verwendung einer Messmethode zur Beurteilung der Luftqualität im Rah-

men der Luftqualitätsrichtlinie ist der Nachweis der Gleichwertigkeit gegenüber dem Refe-

renzmessverfahren. In einigen Bundesländern liegen umfangreiche Erfahrungen vor, die 

zeigen, dass NO2-Passivsammler für die Beurteilung des Jahresmittelwertes als gleichwertig 

zu einer ortsfesten Messung nach dem Referenzmessverfahren bezeichnet werden können. 

Die dafür verlangte erweiterte Messunsicherheit von nicht mehr als 15 % wird eingehalten. 

Damit kann auch die Einhaltung des NO2-Grenzwerts für die langfristige Belastung von 40 

µg/m3 im Jahresmittel beurteilt werden. Um dies fortlaufend sicherzustellen, werden durch-

gehend an mehreren Luftmessstationen parallel beide Messverfahren eingesetzt und vergli-

chen. 

Luftreinhalteplanung 

Die Luftmessstellen liefern nur einen Teil der für die Luftreinhalteplanung benötigten 

Daten. 

Die Beurteilung der Luftqualität mit den zur Verfügung stehenden Instrumenten und unter 

Berücksichtigung der vom Gesetzgeber eingeräumten Einschränkungen bezüglich des Um-

fangs der geforderten Messungen steht nur am Anfang des Prozesses zur Luftreinhaltung 



insgesamt. Die räumliche Relevanz einer dokumentierten Grenzwertüberschreitung wird im 

Rahmen der Luftreinhalteplanung näher betrachtet. Dabei spielen Modellrechnungen eine 

große Rolle. Sie helfen dabei, die räumliche Ausdehnung eines Problems besser einschät-

zen zu können, was letztendlich auch das Ausmaß der notwendigen Maßnahmen bestimmt. 

Die Entscheidung darüber muss sich also zusätzlich auf weitere Informationen stützen, die 

nicht die gleiche Sicherheit bzw. Genauigkeit einer ortsfesten Messung haben können. Auch 

dieses Beispiel zeigt, dass verschiedene Mittel - durchaus auch mit unterschiedlicher Quali-

tät und Sicherheit - zur Beurteilung der Luftqualität notwendig sind und ihre Berechtigung 

haben, sowohl um ein besseres Bild über die vorhandene Luftqualität zu erhalten als auch 

um Maßnahmen zu planen. 

Im Rahmen der Maßnahmenplanung ist zu entscheiden, wie umfangreich diese ausfallen 

müssen, um eine Einhaltung der Grenzwerte in dem betroffenen Ballungsraum oder Gebiet 

zu erreichen. Dies kann im Einzelfall bedeuten, dass räumlich eingeschränkte Maßnahmen 

ausreichen oder aber, dass ein größeres Gebiet adressiert werden muss, um zum Erfolg zu 

kommen. Dies bleibt in jedem Einzelfall zu untersuchen. In vielen Fällen muss jedoch gerade 

in großen Städten davon ausgegangen werden, dass verkehrsnah anzutreffende Immissi-

onskonzentrationen auch in vergleichbaren Situationen in der Stadt in Bezug auf das Emis-

sionsaufkommen und die räumliche Struktur in ähnlicher Weise vorzufinden sind.  

Eine substanzielle und langfristig erfolgreiche Minderung der Außenluftkonzentrationen ohne 

Umverteilung auf andere Gebiete in der Stadt, kann in der Regel nur durch eine entspre-

chende Reduzierung der Freisetzung der Schadstoffe an der Quelle erreicht werden. 
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